
kannt und auch die Bedürftigkeit der Klägerin zu Recht 
bejaht. Fehlerhaft gelangte es jedoch zur Abweisung 
der Klage, weil es die Art und Weise der Unterhalts
leistung in das Ermessen der Verklagten stellte.

Diese Verfahrensweise steht nicht im Einklang mit 
den gesetzlichen Bestimmungen über die Unterhalts
regelung. Einem volljährigen, noch nicht wirtschaft
lich selbständigen Kind, das sich weder im Haushalt 
der Eltern noch eines Eltemteils befindet, steht unge
achtet der Motive, die es veranlaßt haben, aus dem 
elterlichen Haushalt auszuscheiden, gemäß § 19 Abs. 2 
Satz 1 FGB ein Unterhaltsanspruch gegen seine Eltern 
zu. Dieser Unterhalt ist nach § 20 Abs. 1 Satz 2 FGB in 
monatlich vorauszuzahlenden Geldleistungen zu erbrin
gen. Die Entscheidung darüber, ob der Unterhalt in 
Geld- oder Sachleistungen entrichtet werden soll, ist 
mithin nicht in das Ermessen der Eltern gestellt, ins
besondere können diese den Unterhaltsberechtigten 
nicht auf die Inanspruchnahme von Kost und Unter
kunft im elterlichen Haushalt verweisen.
Mit der Unterhaltsleistung in Geld wird dem Recht 
des erwachsenen Unterhaltsberechtigten entsprochen, 
seine Lebensführung — einschließlich der Art und Weise 
der Befriedigung seiner Bedürfnisse — seiner gesell
schaftlichen Stellung und Verantwortung entsprechend 
selbst zu bestimmen.
Neben diesen Grundsätzen wird das Kreisgericht bei 
seiner erneuten Verhandlung und Entscheidung auch zu 
berücksichtigen haben, daß sich die Gesamthöhe des 
Unterhalts nach den Verhältnissen beider Eltemteile 
bestimmt, wobei jeder den seiner Leistungsfähigkeit 
entsprechenden Betrag schuldet. Zur Feststellung dieser 
Leistungsfähigkeit wird das Kreisgericht die in der 
OG-Richtlinie Nr. 18 enthaltenen Grundsätze zu beach
ten haben, insbesondere die Tatsache, daß die Jahres
endprämien in die Berechnung des anrechnungsfähigen 
Nettoeinkommens einzubeziehen sind und auch weitere 
Unterhaltsverpflichtungen Beachtung finden müssen. 
Weiterhin wird aber auch zu berücksichtigen sein, daß 
die Klägerin ein monatliches Stipendium von 140 M 
erhält und daß sie sich diesen Betrag, wie jeder Un
terhaltsberechtigte mit eigenem Einkommen, anrechnen 
lassen muß.
Bei dieser Sachlage dürfte der mit der Klage gefor
derte Unterhalt von 100 M monatlich ein angemessener 
Betrag sein, der sowohl der Bedürftigkeit der Klägerin 
als auch nach den bisher schon getroffenen, allerdings 
unvollständigen Feststellungen des Kreisgerichts hin
sichtlich der wirtschaftlichen Verhältnisse der Verklag
ten deren Leistungsfähigkeit entspricht.
Da sich möglicherweise nach dem angefochtenen Urteil 
Veränderungen in den wirtschaftlichen Verhältnissen 
der Parteien ergeben haben können, wird sich die wei
tere Sachaufklärung auch darauf zu erstrecken haben.
Im Rahmen der §§ 2, 25 FVerfO wird das Kreisgericht 
seiner Aufklärungspflicht nachzukommen und insbeson
dere auf die Stellung sachdienlicher Anträge hinzu
wirken haben.
Aus diesen Gründen war das Urteil aufzuheben und 
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
an das Kreisgericht zurückzuverweisen.

Hinweis
Versehentlich ist bei der Veröffentlichung des Urteils des BG Suhl., 
vom 11. Januar 1974 - Kass. S 11/73 — (NJ 1974 S. 504) ein Hinweis 
darauf unterblieben, daß die im vorliegenden Fall zu Recht ange
wandte VO über die Gewährung und Berechnung von Renten der 
Sozialversicherung vom 15. März 1968 (GBl. II S. 135) mit Wirkung 
vom 1. Juli 1974 außer Kraft getreten und durch die VO über die 
Gewährung und Berechnung von Renten der Sozialversicherung — Ren
tenverordnung — vom 4. April 1974 (GBl. I S. 201) ersetzt worden ist.

D. Red.
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